
 

 

BEHERRSCHUNGS- UND ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG 

zwischen der  

Biotest AG 

Landsteinerstraße 5, 63303 Dreieich 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Offenbach am Main unter HRB 42396 

- nachfolgend "Organträger" genannt – 

und der 

Biotest Pharma GmbH 

Landsteinerstraße 5, 63303 Dreieich 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Offenbach am Main unter HRB 31401 

- nachfolgend "Organgesellschaft" genannt – 

 

Präambel 

Der Organträger ist der alleinige unmittelbare Gesellschafter der Organgesellschaft.   

§ 1 Leitung und Weisung 

1. Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft dem Organträger. Der Organträ-

ger ist demgemäß berechtigt, der Geschäftsführung der Organgesellschaft – soweit gesetzlich zu-

lässig - hinsichtlich der Leitung der Gesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Organgesellschaft 

verpflichtet sich, den Weisungen des Organträgers Folge zu leisten. 

 

2. Der Geschäftsführung der Organgesellschaft obliegt weiterhin die Führung der Geschäfte und die 

Vertretung der Gesellschaft. 

 

3. Der Organträger muss bei seinen Weisungen die berechtigten Interessen der Organgesellschaft 

berücksichtigen. Der Organträger ist laufend über alle wesentlichen Angelegenheiten der Organ-

gesellschaft und die Geschäftsentwicklung zu informieren. Die Organträgerin ist berechtigt, wäh-

rend der Vertragsdauer jederzeit Einsicht in die Bücher und sonstige Unterlagen der Organgesell-

schaft zu nehmen.   

 

4. Der Organträger ist nicht berechtigt, der Organgesellschaft Weisungen dahingehend zu erteilen, 

den vorliegenden Vertrag zu ändern, aufrechtzuerhalten oder zu beendigen.  

§ 2 Gewinnabführung 

1. Die Organgesellschaft verpflichtet sich, während der Dauer dieses Vertrages und in entsprechen-

der Anwendung des § 301 AktG in der jeweils gültigen Fassung den gesamten nach den handels-

rechtlichen Vorschriften ermittelten Gewinn an den Organträger abzuführen. Abzuführen ist – 

vorbehaltlich einer Bildung oder Auflösung von Rücklagen nach Nr. 2 – der gesamte ohne die 

Gewinnabführung entstehende Jahresüberschuss, soweit er einen etwaigen Verlustvortrag aus 

dem Vorjahr übersteigt und nicht nach § 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperrt ist. 



 

 

 

2. Die Organgesellschaft kann mit Zustimmung des Organträgers Beträge aus dem Jahresüberschuss 

insoweit in Gewinnrücklagen einstellen, als handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kauf-

männischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. In diesem Fall vermindert sich der als Ge-

winn abzuführende Betrag um den in die Gewinnrücklage eingestellten Betrag. Während der 

Dauer dieses Vertrages gebildete andere Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Ver-

langen des Organträgers  und wenn dies bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaft-

lich gerechtfertigt ist, aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags zu verwenden oder 

als Gewinn abzuführen.  

 

3. Die Abführung von Beträgen aus der Auflösung von anderen Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 

HGB und von Gewinnvorträgen, die vor Inkrafttreten dieses Vertrages gebildet wurden, sowie 

von Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 HGB (gleichgültig, ob diese vor oder während 

der Laufzeit dieses Vertrages gebildet wurden) ist ausgeschlossen. Sie dürfen auch nicht zum 

Ausgleich eines Jahresfehlbetrages verwendet werden.  

 

4. Die Verpflichtung zur Gewinnabführung gilt erstmals für den Gewinn des gesamten Geschäftsjah-

res der Organgesellschaft, in dem dieser Vertrag nach § 4 Nr. 1 wirksam wird. Der Anspruch auf 

Gewinnabführung entsteht und wird jeweils am Schluss eines Geschäftsjahres fällig. Er ist ab Fäl-

ligkeit mit dem sich nach § 352 Abs. 1 S. 1 HGB in seiner jeweils gültigen Fassung ergebenden 

Zinssatz zu verzinsen. 

§ 3 Verlustübernahme 

1. Für den Verlustausgleich gilt § 302 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung entsprechend. 

 

2. Die Verpflichtung zum Verlustausgleich gilt erstmals für den Verlust des gesamten Geschäftsjah-

res der Organgesellschaft, in dem dieser Vertrag nach § 4 Nr. 1 wirksam wird.  

 

3. Der Anspruch auf Verlustausgleich entsteht und wird jeweils am Schluss eines Geschäftsjahres 

fällig. Er ist ab Fälligkeit mit dem sich nach § 352 Abs. 1 S. 1 HGB in seiner jeweils gültigen Fas-

sung ergebenden Zinssatz zu verzinsen. 

 

§ 4 Wirksamwerden und Vertragsdauer 

1. Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung des Organträ-

gers sowie der Gesellschafterversammlung der Organgesellschaft geschlossen. Mit Eintragung in 

das Handelsregister des Sitzes der Organgesellschaft wird dieser Beherrschungs- und Ergebnisab-

führungsvertrag wirksam. 

 

2. Der Vertrag kann unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum Ende eines Ge-

schäftsjahres der Organgesellschaft gekündigt werden, frühestens jedoch zum Ablauf des 

31. Dezember 2019. Wird der Vertrag nicht gekündigt, so verlängert er sich bei gleicher Kündi-

gungsfrist um jeweils ein Geschäftsjahr der Organgesellschaft. Eine Kündigung hat schriftlich zu 

erfolgen. 

 



 

 

3. Eine vorzeitige Beendigung des Vertrages durch Kündigung oder im gegenseitigen Einvernehmen 

ist nur aus wichtigem Grund zulässig. Aus wichtigem Grund gilt insbesondere der Verlust der un-

mittelbaren Mehrheitsbeteiligung des Organträgers an der Organgesellschaft, auch wenn eine 

mittelbare Mehrheitsbeteiligung bestehen bleibt, die Veräußerung von sämtlichen Anteilen an 

der Organgesellschaft, die Einbringung der Organbeteiligung durch den Organträger, die Um-

wandlung, Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation des Organträgers oder der Organgesell-

schaft sowie jeder weitere Umstand, der nach Auffassung der deutschen Finanzverwaltung zur 

vorzeitigen Beendigung des Ergebnisabführungsvertrages in steuerlich für die Organgesellschaft 

unschädlicher Weise berechtigt. Die Rechtsauffassung im Beendigungszeitpunkt ist maßgebend. 
 

4. Bei einer Beendigung des Vertrages, die nicht mit der Beendigung des Geschäftsjahres der Or-

gangesellschaft zusammenfällt, ist die Gewinnabführung durch die Organgesellschaft bzw. der 

Verlustausgleich durch den Organträger lediglich bis zum Tag der Vertragsbeendigung durchzu-

führen. Etwaige Gewinne oder Verluste sind aufgrund einer aufzustellenden Zwischenbilanz zu 

ermitteln. . 

§ 5 Schlussbestimmungen 

1. Die Kosten der Beurkundung des Zustimmungsbeschlusses der Gesellschafterversammlung der 

Organgesellschaft zu diesem Vertrag und die Kosten der Eintragung im Handelsregister trägt die 

Organgesellschaft. 

 

2. Die Bestimmungen dieses Vertrages sind so auszulegen, dass die von beiden Vertragsteilen ge-

wollte ertragsteuerliche Organschaft in vollem Umfang wirksam wird. Sollten einzelne 

Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam, undurchsetzbar oder 
undurchführbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 

dieses Vertrages nicht berührt. Eine unwirksame, undurchsetzbare oder undurchführbare 

Bestimmung gilt als durch eine wirksame, durchsetzbare oder durchführbare Bestimmung 

ersetzt, die der betreffenden Bestimmung sowie den wirtschaftlichen Zielen der Parteien soweit 

wie möglich entspricht und der Errichtung einer ertragsteuerlichen Organschaft möglichst nahe 

kommt. Im Falle einer Lücke des Vertrages ist diejenige Bestimmung zu vereinbaren, die bei 

Kenntnis der Lücke entsprechend dem Sinn und Zweck des Vertrages vereinbart worden wäre. 

   

3. Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland und wird in 

Übereinstimmung mit dem Recht der Bundesrepublik Deutschland ausgelegt.  

 

 

Dreieich, den xx. Mai 2015 

 

Der Organträger,      
Biotest AG       
 
 

________________________  ________________________  

(Dr. Bernhard Ehmer)   (Dr. Michael Ramroth)   
- Vorsitzender des Vorstands -   - Mitglied des Vorstands -   

 

  



 

 

 

Dreieich, den xx. Mai 2015 

 

 

Die Organgesellschaft, 
Biotest Pharma GmbH 

 

 
________________________  ________________________ 

(Dr. Georg Floß)   (Lutz Stoll) 
- Geschäftsführer -    - Prokurist - 


